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betriebes die Ablieferungsbescheinigung für Tabak 
in dreifacher Ausfertigung ausgestellt. Je eine Aus­
fertigung der Ablieferungsbescheinigung erhalten 
der Tabakpflanzer, der Tabakabnahmebetrieb und 
der Bürgermeister.

(4) Die Abrechnung und Bezahlung des abgelie­
ferten Tabaks ist nach dem von der Bewertungs­
kommission festgestellten Gewicht und der Qualität 
des Tabaks durchzuführen.

(5) Die Tabakabnahmebetriebe sind verpflichtet, 
nach jedem Abnahmetermin die in der Ablieferung 
rückständigen Tabakanbauer dem Rat des Kreises, 
Abteilung Erfassung und Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse, bekanntzugeben, der gemäß Abs. 3 
des § 29. der Ersten Durchführungsbestimmung zu 
verfahren hat.

5. A b s c h n i t t  
Pflichtablieferung von Heu 

§ 26
Zur Pflichtablieferung von Heu sind auf Grund 

der Bestimmungen des § 1 der Verordnung Besitzer 
von mehr als 2 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche zu 
veranlagen. Die Veranlagungsgrundlage bilden die 
zur landwirtschaftlichen Nutzfläche gehörenden Wie­
sen und planmäßigen Anbauflächen von ausgesäten 
Gräsern (Wechselwiesen, Wechsel weiden) sowie von 
Klee, Kleegrasgemisch, Luzerne, Serradella, Espar­
sette einschl. des gemischten Anbaues dieser Kul­
turen. § 2?

(1) Von der Pflichtablieferung von Heu sind die in 
den §§ 3 und 4 der Verordnung bezeichneten Wirt­
schaften, Personen und Flächen befreit. Außerdem 
werden den Ländern zur Verbesserung der Futter­
grundlage folgende Flächen von der Heuablieferung
freigestellt:

a) Land Brandenburg .................................  30 000 ha,
b) Mecklenburg ............................  25 000 ha,
c) „ Sachsen-Anhalt...........................  40 000 ha,
d) „ Sachsen........................................  70 000 ha,
e) „ Thüringen....................................  60 000 ha,
f) die zur Saatgutgewinnung bestimmten Anbau­

flächen von Gräsern und Futterpflanzen.
(2) Die nach Abs. 1 Buchst, a bis e von der Heu­

ablieferung freigestellten Flächen sind von den Mi­
nisterien für Handel und Versorgung, Hauptabtei­
lungen für Erfassung und Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse, der Länder im Einvernehmen mit 
den Ministerien für Land- und Forstwirtschaft der 
Länder auf die Kreise, von den Kreisen auf die Ge­
meinden und von den Gemeinden auf die Wirtschaf­
ten unter Beteiligung der Differenzierungskommis­
sionen aufzuteilen. Hierbei sind zu berückschtigen:

a) Wirtschaften mit einer landwirtschaftlichen 
Nutzfläche bis zu 5 ha und einer verhältnis­
mäßig geringen Futterfläche,

b) Wirtschaften mit Schafhaltung sowie Gemein­
den mit Gemeinschaftsherden,

c) Wirtschaften in Gebirgslagen mit besonders un­
günstiger Futtergrundlage,

d) Wirtschaften in Gebieten mit niedrigem Grund­
wasserstand (z. B. in Bergbaugebieten),

e) Wirtschaften, die nur Heu ernten, das nicht den 
Qualitätsbedingungen der gültigen Preisver­
ordnung für Heu entspricht (z.B. auf dem Darß).

§ 28
(1) Die Ablieferungsmengen für Heu werden für 

die Wirtschaften
über 2 bis einschl. 10 ha, 
über 10 „ „ 20 ha und
über 20 ha 

differenziert festgelegt.
(2) Für die Differenzierung der Ablieferungsmen­

gen je Hektar gelten die Bestimmungen der §§ 6 bis 8 
der Verordnung sowie die §§ 11 bis 19 der Ersten 
Durchführungsbestimmung mit der Maßgabe, daß 
die Rauhfuttergründlage und die Viehbestände be­
sonders zu berücksichtigen sind und die niedrigste 
Ablieferungsmenge nicht unter 50 kg festgesetzt 
wird. Wirtschaften, die wegen ihrer geringen Größe 
und Futterfläche diese Ablieferungsmenge nicht er­
reichen, sind im Rahmen der im § 27 dieser Durch­
führungsbestimmung freigestellten Flächen von der 
Heuablieferung befreit.

(3) Die Veranlagung der Vereinigung volkseigener 
Güter (VVG) mit Heu ist sinngemäß nach den Vor­
schriften des § 12 der Verordnung und § 26 der Er­
sten Durchführungsbestimmung durchzuführen.

(4) Der VEAB darf Heu nur in einwandfreier 
Qualität (gesund, trocken) in Übereinstimmung mit 
den Bedingungen der geltenden Preisverordnung 
annehmen. Die Mengen sind getrennt nach Quali­
täten zu lagern. Die Erhaltung der Qualitäten ist 
durch eine ständige Überwachung sicherzustellen.

§ 29
(1) Zur Sicherstellung der Heuversorgung haben 

nachstehend aufgeführte Bedarfsträger ihren Heu­
bedarf für die ZeiVvom 1. Juli bis 30. Juni des dar­
auffolgenden Jahres bei einem VEAB bis zum 10. Mai 
jedes Jahres anzumelden:

a) Tierhalter ohne eigene oder mit nicht ausrei­
chender Futtergrundlage, wie Abmelkereien, 
Deckstationen, Fuhrbetriebe usw.,Gestüte,Edel­
pelztierzüchter, veterinär-medizinische For­
schungsinstitute usw.,

b) die Deutsche Handelszentrale Holz zur Durch­
führung der Holzabfuhr.

(2) Die VVEAB haben bis zum 10. Mai jedes Jah­
res den Bedarf für ihre Viehsammelstellen und 
Transporte zu ermitteln.

§ 30
(1) Jeder VEAB hat bis zum 15. Mai jedes Jahres 

den Heubedarf dem Rat des Kreises zu melden. 
Dieser hat die Richtigkeit der Anmeldung zu prüfen 
und die Bedarfsmeldung des Kreises bis zum 25. Mai 
jedes Jahres in doppelter Ausfertigung der Haupt­
abteilung Erfassung und Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse beim Ministerium für Handel 
und Versorgung des Landes einzureichen. Diese hat 
nach Überprüfung die Bedarfsanmeldung des Lan­
des bis zum 5. Juni jedes Jahres dem Staatssekre­
tariat für Erfassung und Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse der Deutschen Demokratischen 
Republik in doppelter Ausfertigung zur Bestätigung 
vorzulegen.

(2) Die Bedarfsträger werden mit Heu durch die 
VVEAB auf Grund von Verteilungsplänen unter Be­
rücksichtigung der Bedarfsanmeldungen beliefert. 
Die Verteilungspläne werden vom Staatssekretariat


